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PdA Bern sagt Ja zur Verlängerung der Personenfreizügigkeit

Die PdA Bern hat sich an ihrer Mitgliederversammlung mit der Abstimmungsvorlage vom 
8. Februar 2009 zur Verlängerung der Personenfreizügigkeit befasst. Sie empfiehlt, entgegen 
der Parole der nationalen Partei, der Vorlage zuzustimmen.

Durch die Vereinbarungen mit der EU über die Personenfreizügigkeit ist die Rechtsstellung von 
über 70% der in der Schweiz lebenden Ausländerinnen und Ausländer wesentlich verbessert 
worden. Das unwürdige Saisonnierstatut, durch welches diese Personen zu diskriminierenden 
Bedingungen an einzelne Unternehmen gebunden wurden, musste abgeschafft werden. 
Ausländerinnen und Ausländer aus EU-Staaten sind nicht mehr der früheren fremdenpolizeilichen 
Willkür ausgeliefert, sondern können nach eigener Entscheidung ihren Arbeitsplatz oder ihren 
Wohnort wechseln und mit ihren Famlienangehörigen am Ort ihrer Wahl zusammenleben. Es 
muss unbedingt verhindert werden, dass diese mühsam erkämpften Rechte wieder verloren 
gehen. Die PdA Bern begrüsst, dass diese Rechte in Zukunft auch den Angehörigen von 
Bulgarien und Rumänien zustehen werden.

Es ist richtig, dass die Personenfreizügigkeit auch die Gefahr eines Lohndumpings mit sich 
brachte. Diese Gefahr besteht weiterhin. Allerdings ist es durch die flankierenden Massnahmen 
gelungen, dieses Lohndumping stark zurückzudrängen. Noch nie unterstanden so viele 
Arbeitende in der Schweiz einem Gesamtarbeitsvertrag wie heute, noch nie waren die 
Arbeitsverhältnisse so vieler Menschen durch verbindliche Normalarbeitsverträge geregelt, noch 
nie war für so viele Arbeitsverhältnisse ein Minimallohn vorgeschrieben. Dies kommt nicht nur 
den Ausländerinnen und Ausländern, sondern auch allen Schweizerinnen und Schweizern 
zugute. Auch wenn die Arbeitsmarktkontrollen noch erheblich verstärkt werden müssen, damit die 
Gleichstellung bei den Löhnen und Arbeitsbedingungen umfassend durchgesetzt werden kann, 
so ist die Situation doch deutlich besser als vor Einführung der Personenfreizügigkeit. Mit einem 
Ja zur Personenfreizügigkeit wird die Weitergeltung dieser flankierenden Massnahmen gesichert.

Mit ihrem Ja zur Personenfreizügigkeit für Menschen aus EU-Staaten akzeptiert die PdA Bern in 
keiner Weise die fremdenpolizeiliche Willkür gegen Menschen aus andern Ländern. Sie wird sich 
vielmehr auch weiterhin dafür einsetzen, dass die Mauern der Festung Europa niedergerissen 
werden und die Personenfreizügigkeit auf Menschen aller Länder ausgedehnt wird.
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